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Erläuterungen zu den Ausführungshinweisen zur 
Fischseuchenverordnung
E. Nardy und F. Wortberg, Fischgesundheitsdienst Stuttgart

Knapp ein Jahr nachdem die neue Fischseuchenverordnung (vom 24. November 2008) veröf-
fentlicht wurde, sind nun vom Bund Ausführungshinweise zu dieser Verordnung erlassen 
worden. Ausführungshinweise dienen der näheren Erläuterung von Sachverhalten, bei 

denen im eigentlichen Gesetz nur ein allgemeiner Rahmen vorgegeben wird. Im AUF AUF 2009, 
Heft 1 wurde bereits über die Fischseuchenverordnung berichtet. Hier werden nun die wichtigsten, 
für die Praxis relevanten Punkte der Ausführungshinweise vorgestellt.

Anwendungsbereich

Die Fischseuchenverordnung gilt 
nicht für Zierfische, die in privaten 
Aquarien gehalten werden und nicht 
für wildlebende Fische, die zur Ver-
wendung als Lebensmittel gefangen 
werden.

Des weiteren finden die Abschnitte 
über Genehmigung, Registrierung 
und über Schutzgebiete sowie das 
Inverkehrbringen keine Anwendung 
auf gewerblich gehaltene Zierfische 
(z. B. in Zoofachgeschäften) und 
auf Gartenteiche, wenn sie keine 
direkte Verbindung zu natürlichen 
Gewässern haben oder über eine 

eigene Abwasseraufbereitungsan-
lage verfügen. Insbesondere wird 
nochmals darauf hingewiesen, dass 
Gartenteiche den Bestimmungen 
der Verordnung unterliegen, wenn 
sie eine direkte Verbindung zu na-
türlichen Gewässern haben. 

Genehmigungspflicht, 
Registrierungspflicht

Nach der Fischseuchenverordnung 
sind zunächst alle Aquakulturbe-
triebe, die lebende Fische in Verkehr 
bringen, als genehmigungspflich-
tig anzusehen. Eine wichtige Ge-
nehmigungsvoraussetzung ist u. a., 

Empfehlungen zur „guten Hygienepraxis“:

1. Zukauf (für Betriebe der Kategorie III)
- Zukauf möglichst nur aus Schutzgebieten, bzw. aus Betrieben mit höherem oder gleichwertigem Gesundheitsstatus.
- Zukauf nur aus Betrieben mit bekanntem Gesundheitsstatus und guter Hygienepraxis.
- Zukäufe von Fischen möglichst in seuchenhygienisch separate epidemiologische Einheiten einsetzen, 
  keine Vermischung von Fischen aus verschiedenen Herkünften.
- Fische, die bei Ankunft klinische Anzeichen einer Krankheit oder Schädigung zeigen, nicht annehmen.
  
2. Anlagensicherheit (Forellenzucht, Intensivhaltungen)
- Siebe oder Rechen in Zu- und Ablauf, um Fischwechsel zu verhindern.
- Umzäunung der Anlage.
- Möglichst Überspannung, auch an den Seiten, um das Einwechseln von Vögeln in die Anlage zu verhindern.
- Möglichst keine Fremdfahrzeuge in die Anlage fahren lassen.
- Vorhalten von Verladevorrichtungen, damit Transportfahrzeuge nicht auf das Betriebsgelände fahren müssen.
- Kein Besucherverkehr im Aufzuchtbereich.
- Desinfektionspflicht am Ein-/Ausgang des Aufzuchtbereiches für Betriebsfremde und Mitarbeiter.

- Das Abwasser eines Schlachthauses muss über die Kanalisation abgeführt oder ordnungsgemäß entsorgt werden.

3. Desinfektion (Forellenzucht, Intensivhaltungen)
- Reinigung und Desinfektion von Fahrzeug und Transportbehältern inkl. Gerätschaften nach jedem Fischtransport 
  zwischen verschiedenen epidemiologischen Einheiten (Dokumentation).
- Reinigung und Desinfektion von Fischhaltungseinheiten vor Neubesatz (Forellenzucht, Intensivhaltungen).
- Regelmäßige Reinigung und Desinfektion von Gerätschaften wie Wannen, Netze, Kescher, Wathosen, Regenkleidung, 
  Stiefel, Sortiergerät.
- Es sind grundsätzlich für den Anwendungsbereich und die Temperaturbedingungen geeignete Desinfektionsmittel 
  zu verwenden.
- Möglichst Verwendung eigener Gerätschaften für jede epidemiologische Einheit.

dass im Aquakulturbetrieb eine 
„gute Hygienepraxis“ Anwendung 
findet, damit eine Ein- oder Ver-
schleppung von Krankheitserregern 
möglichst unterbunden wird. In den 
Ausführungshinweisen werden nun 
Empfehlungen für die Anwendung 
einer guten Hygienepraxis gegeben. 
In jedem Betrieb sind diese, je nach 
Struktur und Produktionsrichtung, 
nach Möglichkeit anzuwenden. Das 
Veterinäramt kann als Vorausset-
zung zur Genehmigung dahinge-
hend auch Auflagen erteilen. 
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Bestimmte Anlagen sind gemäß 
§6 der Fischseuchenverordnung 
von der Genehmigungspflicht aus-
genommen. Diese Anlagen sind 
dann registrierungspflichtig. Es 
handelt sich um 1) andere Anlagen 
als Aquakulturbetriebe, in denen 
Fische gehalten werden, die nicht in 
den Verkehr gebracht werden sollen, 
2) Angelteiche und 3) bestimmte 
Aquakulturbetriebe, die nur in klei-
nen Mengen Speisefische verkaufen 
(siehe unten).

Die Ausführungshinweise bringen 
insbesondere Klarheit in die Defini-
tion des Begriffs „Angelteich“. An-
gelteiche sind Teiche oder sonstige 
Anlagen, in denen die Population 
ausschließlich für die Angelfische-
rei durch die Wiederaufstockung mit 
Aquakulturtieren erhalten wird. Kei-
ne Angelteiche im Sinne der Fisch-
seuchenverordnung sind Teiche oder 
Baggerseen, bei denen der Besatz 
zur Erfüllung der Hegepflicht oder 
ergänzend zum sich selbst repro-
duzierenden Fischbestand erfolgt. 
Viele Fischereivereine betreiben 
also im Sinne der Fischseuchenver-
ordnung keine Angelteiche, sondern 
bewirtschaften Wildgewässer, die 
nach der Fischseuchenverordnung 
weder genehmigungs- noch re-
gistrierungspflichtig sind. Werden 
aus diesen allerdings Fische für 
Besatzmaßnahmen in den Verkehr 
gebracht, dann ist die Anlage sogar 
genehmigungspflichtig.

In den Ausführungshinweisen 
werden auch die Aquakulturbetriebe 
näher definiert, die von der Geneh-
migungspflicht ausgenommen sind. 
Dies ist der Fall, wenn sie direkt 
kleine Mengen ausschließlich für 
den menschlichen Verzehr an den 
Endverbraucher oder an örtliche 
Einzelhandelsunternehmen abge-
ben. Es darf kein Zwischenhandel 
und kein Großhandel involviert sein. 
Die direkte Abgabe kleiner Mengen 
umfasst hier selbst aufgezogene 
Fische, die als lebende, geschlach-
tete oder verarbeitete Speisefische 
abgegeben werden. 

Untersuchung, Überwa-
chung

Zu den §§ 7-9 der Fischseuchenver-
ordnung, die u.a. die Untersuchung 
und die Überwachung von Betrieben 
regeln, wird nochmals direkt auf die 
EU-Richtlinie 2006/88/EG verwie-
sen. Für jeden genehmigungspflich-
tigen Betrieb muss die Behörde ein 
Risikoniveau (hoch, mittel, gering) 
festlegen. Dieses beinhaltet so-
wohl das Risiko des Eintrages von 
Krankheiten in die Anlage als auch 
das Risiko der Verschleppung von 
Krankheiten. Die Anzahl der vorge-
schriebenen Untersuchungen, die 
der Betreiber zu veranlassen hat und 
die Kontrollen durch die Behörden 
müssen risikoorientiert erfolgen, d.h. 
je nach Gesundheitsstatus und je 
nach Risiko wird eine Anlage häu-
figer oder weniger häufig untersucht 
und beprobt. Die vorgeschriebene 
Tiergesundheitsüberwachung hat 
dabei von einem „mit der Gesundheit 
von Wassertieren befassten quali-
fizierten Dienst“ oder von „Spezia-
listen zur Wassertiergesundheit“ zu 
erfolgen. Die dort tätigen Personen 
müssen für die Erkennung und Mel-
dung von Krankheitsverdachtsfällen 
geschult sein. In Baden-Württem-
berg erfüllt z. B. der Fischgesund-
heitsdienst diese Anforderungen, 
d.h. nicht jeder Tierarzt kann diese 
Tätigkeit übernehmen. 

Die Buchführungspflicht betrifft, 
anders als häufig angenommen, 
nicht nur die genehmigungspflich-
tigen, sondern auch die registrie-
rungspflichtigen Betriebe. Dabei 
wird von den registrierungspflichti-
gen Betrieben jedoch nur eine Nach-
weispflicht über die Zukäufe (z. B. 
in Form von Belegen) und über eine 
erhöhte Sterblichkeit verlangt. Die 
genehmigungspflichtigen Betriebe 
müssen darüber hinaus über Ab-
gänge und über die Ergebnisse der 
Tiergesundheitsüberwachung nach 
§7 Buch führen. 

Überwachungs- und Til-
gungsprogramme

Die EU-Richtlinie 2006/88/EG sieht 
vor, dass zur Verhütung und zur 
Bekämpfung von Krankheiten so-
genannte Überwachungs- und 
Tilgungsprogramme erstellt werden 
können. Bisher herrschte Unsi-
cherheit, ob in Deutschland solche 
Programme durchführbar sind, weil 
die Rechtsgrundlage dafür unklar 
war. Der Bund benennt nun die 
Rechtsgrundlage auf der Basis des 
Tierseuchengesetzes, so dass diese 
nun auch hier möglich sind. 

In der Praxis ist für den Fisch-
züchter insbesondere die Erklärung 
von Überwachungsprogrammen 
(nach der neuen Gesetzgebung: Ka-
tegorie II) im Vorfeld einer Erklärung 
der Seuchenfreiheit interessant. 
Neu ist dabei, dass die zuständige 
Behörde für ein Überwachungspro-
gramm (wenn es weniger als 75 % 
des Hoheitsgebietes umfasst, was 
bei uns i.d.R. der Fall sein wird) eine 
sog. Programmerklärung gemäß 
Entscheidung 2009/177/EG beim 
Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV) einreichen muss. 
Dieses prüft dann die Programmer-
klärung und informiert die Europä-
ische Kommission und die anderen 
Mitgliedstaaten in elektronischer 
Form darüber. Eine Genehmigung 
durch die EU ist bei diesen Über-
wachungsprogrammen nicht mehr 
erforderlich! 

Nach Abschluss eines Überwa-
chungsprogrammes kann beim o.g. 
Fall die Seuchenfreiheit (Übertritt in 
Kategorie I) erklärt werden. Auch 
hier ist keine Genehmigung durch 
die Europäische Kommission mehr 
notwendig. 

Überwachungsprogramme für 
einen geographischen Binnenwas-
serbereich, der 75 % und mehr 
des Hoheitsgebietes abdeckt oder 
Tilgungsprogramme bedürfen wei-
terhin der Genehmigung der Euro-
päischen Kommission. 
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Schutzgebiet

In der Fischseuchenverordnung 
werden seuchenfreie Zonen oder 
Kompartimente im Sinne der Richt-
linie 2006/88/EG (Kategorie 1)  unter 
dem Begriff Schutzgebiete zusam-
mengefasst. Dies ist ein Begriff aus 
dem Tierseuchengesetz, weshalb 
er in der nationalen Gesetzgebung 
anstelle von Zonen und Komparti-
menten verwendet wird. 

Die Betriebe, die durch eine Kom-
missionsentscheidung noch nach 
der Richtlinie 91/67/EWG zugelas-
sen wurden, werden nun gemäß 
Richtlinie 2006/88/EG als Zonen und 
Kompartimente der Kategorie 1 und 
damit als Schutzgebiete eingestuft. 
Jeder, der also bisher eine Zulas-
sung erteilt bekam, behält diese und 
wird Schutzgebiet. Nähere Anwei-
sungen vom Bund zur praktischen 
Umsetzung existieren jedoch noch 
nicht (Stand Nov. 2009). 

Für Zonen oder Kompartimente 
kann die Seuchenfreiheit auch ohne 
vorangegangenes Überwachungs-
programm erklärt werden, wenn die 
Bedingungen gemäß Entscheidung 
2009/177/EG erfüllt sind. 

Inverkehrbringen und 
Transport von Fischen

Grundsätzlich gilt, dass Fische 
nur aus dem gleichen oder einem 
besseren Gesundheitsstatus ein-
geführt und in Zonen oder Kompar-
timente mit dem gleichen oder einem 
schlechteren Gesundheitsstatus 
verbracht werden dürfen. 

Beim Verbringen von Fischen in 
ein Schutzgebiet oder in ein Gebiet, 
für das ein Überwachungsprogramm 
erstellt oder ein Tilgungsprogramm 
genehmigt wurde, ist eine Tier-
gesundheitsbescheinigung nach 
Anlage 2 der Fischseuchenver-
ordnung vorgeschrieben. Dies ist 
der sog. Anlagenpass, in dem für 
jede der gelisteten Krankheiten der 
Gesundheitsstatus für den Betrieb 
festgehalten wird. Der Anlagenpass 
wird einem genehmigten Aquakultur-
betrieb auf Antrag vom zuständigen 
Veterinäramt ausgestellt. 

In diesem Zusammenhang wird 
darauf hingewiesen, dass Deutsch-
land mit der Entscheidung 2009/177/
EG als flächendeckend frei von 
der Infektiösen Anämie der Lach-
se (ISA) erklärt wurde. Innerhalb 
Deutschlands ist im Hinblick auf ISA 
beim Verbringen von Fischen keine 
Tiergesundheitsbescheinigung er-
forderlich. 

Die weiteren Ausführungen be-
treffen die Schutzmaßregeln, die 
bei Ausbruch oder Verdacht des 
Ausbruchs von exotischen oder 
nicht exotischen Seuchen (§§ 19-28 
Fischseuchenverordnung) durchzu-
führen sind. Insbesondere werden 
hier für die Behörden die Vorge-
hensweise bei epidemiologischen 
Erhebungen sowie Erläuterungen 
zur Erstellung von Sperr- und Über-
wachungsgebieten nach Seuchen-
ausbruch aufgeführt.

Ausblick

Nachdem die Ausführungshinweise 
des Bundes erlassen sind, können 
nun auch die baden-württember-
gischen Behörden zügig die Um-
setzung der für die Fischzüchter 
relevanten Dinge, wie Genehmigung 
der Aquakulturbetriebe und Ausstel-
lung der Anlagenpässe, realisieren. 
Das Ministerium für Ernährung und 
Ländlichen Raum Baden-Württem- 
berg (MLR) wird in Kürze einen 
Erlass dazu an die Veterinärämter 
schicken. Erfreulich wäre, wenn 
durch diese Maßnahmen die ge-
genwärtig präsenten, anzeigepflich-
tigen Fischseuchen wirkungsvoll 
eingedämmt und mittelfristig getilgt 
werden könnten und in der Aquakul-
tur gesunde und damit hochwertige 
Fische für den Verbraucher erzeugt 
werden können.


